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Geschäftszahl 

2012/15/0149 

Rechtssatz 

Der Begriff der Unzumutbarkeit in § 16 Abs. 1 Z 6 EStG 1988 handelt nicht von der Zumutbarkeit des Pendelns 
an sich, sondern davon, ob den Pendlern ein in der Benützung von Massenbeförderungsmitteln statt einer 
Teilnahme am Individualverkehr gelegener Verzicht auf eine Verkürzung der Fahrzeiten zugemutet werden kann 
(vgl. das hg. Erkenntnis vom 31. Juli 2013, 2009/13/0132). Dies setzt allerdings grundsätzlich einen Vergleich 
zwischen den Fahrzeiten im öffentlichen Verkehr und im Individualverkehr voraus. Die Spruchpraxis, die ab 
Erreichen einer gewissen Fahrzeitdauer eine absolute Unzumutbarkeit der Benützung von 
Massenbeförderungsmitteln unabhängig von einem Vergleich mit dem Individualverkehr annimmt, entspricht 
damit nicht dem Gesetz. Sie würde dazu führen, dass beispielsweise auf Strecken mit sehr gut ausgebauten 
Eisenbahnschnellverbindungen die Benützung eines Massenbeförderungsmittels "unzumutbar" wäre, selbst 
wenn dieses schneller als der Individualverkehr wäre. Die Notwendigkeit eines Vergleichs zwischen 
öffentlichem Verkehr und Individualverkehr bestätigen auch die Gesetzesmaterialien, die der 
Verwaltungsgerichtshof in seiner Rechtsprechung zur Auslegung des Begriffes der "Zumutbarkeit" iSd lit. c des 
§ 16 Abs. 1 Z 6 EStG herangezogen hat (vgl. die hg. Erkenntnisse vom 28. Oktober 2008, 2006/15/0319, und 24. 
September 2008, 2006/15/0001). 
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